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kommt es also nicht mehr an. Eine 
unbesehene Übernahme des bürger-
lichen Verjährungsrechts (§§ 195, 199 
BGB) in das öffentliche Recht lehnt 
das BVerwG zwar ohnehin ab, aber 
die Verwaltungsgerichte gehen bei 
Geldansprüchen zumeist trotzdem 
davon aus. Wegen der rückwirkenden 
Nichtigkeitserklärung des BVerfG be-
stand der Rechtsgrund für die Gebüh-
renforderung nämlich von Anfang an 
nicht. Der öffentlich-rechtliche Er-
stattungsanspruch analog § 812 BGB 
ist demnach mit Zahlung der ersten 
Rückmeldegebühr entstanden, also 
vor mehr als drei Jahren.

Für die zahlreichen Kläger_innen 
von 1996 ist der Fall ohnehin klar: Ihre 

2007 bekannt. Damals sah sich aus-
gerechnet das Landesamt für Ver-
fassungsschutz (LfVS) veranlasst, 
die Verstrickung von Polizei, Staats-
anwaltschaft und Richterschaft in Ge-
schäfte um Schutzgelderpressung, 
Waffen- und Menschenhandel sowie 
Kindesmissbrauch aufzudecken. Der 
eiligst eingesetzte Untersuchungsaus-
schuss des Landtages zum sogenann-
ten »Sachsensumpf« hatte dann auch 
kaum Dringlicheres zu tun, als der 
Frage nachzugehen, ob das LfVS zur 
Überwachung von Justizmitarbeiter_
innen überhaupt berechtigt war, und 
dessen Präsident zu entlassen. Inso-
fern scheint der Vergleich von Staats-
anwalt Haase gar nicht so fernliegend.

2011 ging es allerdings nicht um 
kriminelle Verstrickungen der Exe-
kutive. Was da als mafiöse Strukturen 
enttarnt und als »Bildung einer krimi-
nellen Vereinigung« (§ 129 StGB) ver-
folgt werden sollte, war das »Bündnis 
Dresden Nazifrei« sowie eine Gruppe 
von Antifaschist_innen, deren auffäl-
lige Gemeinsamkeit darin bestand, 
sich regelmäßig zum Sport zu tref-

fen. Wolfgang Thierse spielte auf die 
unterschiedliche Behandlung von lin-
ken und rechten Aktivist_innen an, 
als er gegenüber dem MDR die »säch-
sische Demokratie« mit den Worten 
beschrieb: »Die Polizei ist eben voll-
auf damit beschäftigt, die Neonazis zu 
schützen.«

Mit dieser Äußerung bezog sich 
der Bundestagsvizepräsident auf das 
von der Dresdner Versammlungs-
behörde erlassene weiträumige Ver-
sammlungsverbot für zivilgesell-
schaftliche, demokratische und an-
tifaschistische Demonstrant_innen, 
das sich auf die gesamte Uferseite der 
Dresdner Altstadt erstreckte. Diese 
war für den Aufmarsch der extremen 
Rechten reserviert worden. In über-
raschender Eile hatte das Verwal-
tungsgericht Dresden auf Antrag der 
NPD am 19.  Januar 2011 festgestellt, 
dass die Polizei 2010, als es zu erfolg-
reichen Blockaden des Neonaziauf-
marsches gekommen war, nicht genü-
gend Maßnahmen ergriffen hätte, um 
deren Aufmarsch durchzusetzen. Da-
rauf konnte sich nun die Dresdner 
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Ansprüche sind noch rechtshängig, 
sie werden klaglos gestellt. Hingegen 
konnte es nicht darauf ankommen, ob 
die Überweisung »unter Vorbehalt« 
erfolgte. Denn dadurch bekundet die 
Studentin lediglich, dass sie die Forde-
rung nicht anerkennt, die Zahlung da-
her nur zur Vermeidung von Rechts-
nachteilen leistet, keineswegs aber in 
Kenntnis der Rechtsgrundlosigkeit. 
Die Hochschule hätte sich dann zwar 
nicht mehr auf die Verwirkung des 
§ 814 BGB berufen können, wohl auf 
die Verjährungsfrist. 1996 veranlasste 
der eingangs erwähnte Trick mit der 
Hochschuletatabsenkung einen Pro-
fessor im Akademischen Senat zu 
dem Ausruf: »Wir werden doch in 

Berlin nur noch von Dieben und We-
gelagerern regiert!« – Wir werden se-
hen … � mp2

Ermittlungen in Elb-Palermo
akj-berlin klagt gegen Funkzellenüberwachung in Dresden

»Wer in Palermo gegen die Mafia er-
mitteln will, muss einen breiten Er-
mittlungsansatz wählen.« Diesen Ver-
gleich hatte 2011 der Sprecher der 
Dresdner Staatsanwaltschaft Lorenz 
Haase bemüht, um damit insgesamt 14 
Funkzellenabfragen zu rechtfertigen, 
bei denen im Verlauf der Proteste ge-
gen den Aufmarsch von Neonazis am 
18. und 19. Februar 2011 im sächsischen 
Elb-Florenz die Telefonverbindungs-
daten von insgesamt fast 300.000 Per-
sonen für weitere Ermittlungen an die 
Polizei weitergegeben wurden: von 
Anwohner_innen, Universitätsange-
hörigen, Neonazis und Antifaschist_
innen gleichermaßen. Drei akj’ler_in-
nen waren auch in Dresden und haben 
gegen die Anordnungsbeschlüsse des 
Amtsgerichts Dresden Klage erhoben.

Dresdner Melange
Dass die Justiz in der »sächsischen 
Demokratie« eine engere Verbindung 
zum organisierten Verbrechen als zur 
Bürger_innenrechtsbewegung unter-
hält, ist nicht erst seit der Affäre um 
den Leipziger Prostitutionsring von 
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Stadtverwaltung berufen, als sie alle 
Proteste in Hör- und Sichtweite der 
Neonaziversammlung untersagte. Sol-
che faktischen Versammlungsver-
bote haben in Sachsen ebenso Tradi-
tion wie dessen Ignorieren durch Tau-
sende von Bürger_innen, die von der 
Polizei später dann ebenso regelmäßig 
als »Chaoten« und »Randalierer« be-
zeichnet werden.

Die seit 2011 erfolgenden Ermitt-
lungen wegen »Bildung krimineller 
Vereinigungen« sowie gegen Jugend-
pfarrer und Parlamentarier wegen 
Aufrufs zu »schwerem Landfriedens-
bruch«, wenn sie öffentlich erklärt 
hatten, mensch müsse sich den Nazis 
in den Weg stellen, zeugen jedoch von 
einem gesteigerten Verfolgungswillen 
durch die staatliche Macht. Übrigens: 
Der stellvertretende Leiter der Poli-
zeidirektion Oberes Elbtal/Osterz-
gebirge, Andreas Arnold, stellte gegen 
Thierse Strafanzeige wegen »Beleidi-
gung sächsischer Polizisten und Ein-
satzkräfte aus den anderen Bundes-
ländern durch einen der höchsten Re-
präsentanten der Bundesrepublik«.

»Untersuchungskommission 
19. Februar«
Verwendung von Drohnen und Pep-
perballpistolen, Wasserwerferein-
sätze bei Minusgraden, 4.352 Platz-
verweise, über 2.000 Identitätsfest-
stellungen, Funkzellenabfragen und 
IMSI-Catcher, Hausdurchsuchungen 
in Dresden, Stuttgart, Jena und Ber-
lin, Ermittlung wegen Verstößen ge-
gen § 21 des sächsischen Versamm-
lungsgesetzes, das der Landesverfas-
sungsgerichtshof als bald für nichtig 
erklärte, sowie wegen § 129 StGB, in-
folge dessen Telekommunikations-
überwachung und Observationen 
über sechs Monate verteilt, die poli-
tisch motivierte Aufhebung der Im-
munität des Thüringer Fraktionsvor-
sitzenden der Linkspartei – die Liste 
der Repressionsmittel von Polizei und 
Justiz zur Bezähmung und Verfolgung 

von Blockierer_innen ist lang. Sollten 
sie Schule machen, würde das die be-
stehenden Maßstäbe im Zusammen-
hang mit Demonstrationen aller Art 
enorm verschieben. Um hier Licht 
ins Dunkel zu bringen und solche 
Maßnahmen nicht nur über sich er-
gehen zu lassen, hatte das Komitee für 
Grundrechte und Demokratie eine un-
abhängige Untersuchungskommission 
ins Leben gerufen, der sich neben den 
Oppositionsparteien und Veranstal-
ter_innen der Gegendemos auch der 
Republikanische Anwält_innenverein 
(RAV) und der akj-berlin anschlos-
sen. In einer konzertierten Aktion von 
kleinen Anfragen im sächsischen und 
thüringischen Landtag sowie im Bun-
destag über anwaltliche Aufklärungs-
versuche bis hin zu systematischer 
Presseauswertung konnte ein Jahr 
später ein 65-seitiger Untersuchungs-
bericht vorgelegt werden.1

Auch bei den Strafgerichten: 
zweierlei Maß
Derweil war auch die Staatsanwalt-
schaft nicht müde geworden, vermeint-
liche Blockierer_innen strafrecht-
lich zu verfolgen. Am frühen Mor-
gen des 10. August 2011 durchsuchten 
sächsische Polizist_innen auf An-
ordnung der Dresdner Staatsanwalt-
schaft die Wohnung und Diensträume 
des Jenaer Jugendpfarrers Lothar Kö-
nig. Die Thüringer Polizei wurde da-
von nicht in Kenntnis gesetzt. Kö-
nig soll aus dem Lautsprecherwagen 
der Jungen Gemeinde heraus zu Blo-
ckaden und Straftaten aufgerufen und 
dies mit »anreißerische[r] und rhyth-
mische[r] Musik« untermalt haben. 
Obwohl der Vorwurf durch Filmma-
terial der ZDF-Sendung »Frontal 21« 
widerlegt werden kann, wurde die An-
klage vom Amtsgericht Dresden zuge-
lassen. Am 19. März 2013 soll die Ver-
handlung beginnen. Nicht nur die 
Evangelische Kirche in Mitteldeutsch-
land (EKM) protestierte hiergegen. 
Bischöfin Ilse Junkermann sieht durch 

die Verfolgungsmaßnahmen das Seel-
sorgegeheimnis verletzt. Neben Auf-
wiegelung wird König nämlich vor-
geworfen, Personen verborgen zu ha-
ben, die an Straftaten beteiligt waren 
und als Führungszentrale fungiert zu 
haben: In seinem VW-Bus sollen all-
gemein zugängliche Informationen ge-
sammelt, verarbeitet und in Form von 
Hinweisen an die Menge weiterge-
geben worden sein.

Von mehreren hundert De-
monstrant_innen und anderen Per-
sonen, die am Abend des 19.  Februar 
2011 auf der Kreuzung Fritz-Löffler-
Straße  /  Reichenbachstraße in einen 
Polizeikessel geraten waren und ei-
ner Identitätsfeststellung unterzogen 
wurden, erhielten die meisten wenige 
Wochen später ein Schreiben von der 
Staatsanwaltschaft Dresden. Darin 
wurde ihnen mitgeteilt, dass gegen sie 
ein Strafverfahren wegen des Tatvor-
wurfs der Störung einer angemeldeten 
Versammlung (§ 21 SächsVersG) er-
öffnet worden sei, und die Einstel-
lung des Verfahrens gegen Zahlung ei-
nes Geldbetrages zwischen 50 und 300 
Euro angeboten. Andernfalls würde 
ein Strafbefehl gegen sie ergehen. 30 
Personen hatten hiergegen Einspruch 
eingelegt. Es kam zur Verhandlung 
vor dem Amtsgericht Dresden. Inzwi-
schen hatte der Landesverfassungs-
gerichtshof das sächsische Versamm-
lungsgesetz mit Urteil vom 19.  April 
2011 wegen Fehlern im Gesetzgebungs-
verfahren für verfassungswidrig und 
nichtig erklärt. Ohne auf die damit zu-
sammenhängenden verfassungsrecht-
lichen Fragen einzugehen oder die tat-
bestandliche Frage zu prüfen, ob die 
Straßenbesetzung den Aufmarsch der 
Neonazis an diesem Ort tatsächlich 
behindern konnte, ja sogar gegen den 
Antrag der Staatsanwaltschaft, die auf 
Verwarnung plädierte, verurteilte der 
Vorsitzende Richter einen der An-
geklagten im Oktober 2011 zu einer 
Geldstrafe von 300 Euro. Weitere Ur-
teile dieser Art folgten.
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So ist am 17.  Januar 2013 ein An-
tifaschist von einem Schöffengericht 
des Amtsgerichts Dresden zu 22 Mo-
naten Haft ohne Bewährung verurteilt 
worden. Der Angeklagte war nicht 
vorbestraft. Amtsrichter Hans-Joachim 
Hlavka wollte damit kurz vor dem Jah-
restag der Zerstörung Dresdens ein 
Zeichen gegen den Demotourismus 
setzen, wie er in seiner Urteilsbegrün-
dung erklärte. Der 36jährige Berliner 
soll 2011 bei den Demonstrationen ge-
gen den Aufmarsch der NPD mit ei-
nem Megafon zum Durchbrechen ei-
ner Polizeikette aufgerufen haben. 
Obwohl unklar blieb, ob er tatsächlich 
jene verschwommene Person auf dem 
Beweisvideo der Polizei war, der dazu 
aufruft, »nach vorne« zu kommen, sah 
es das Gericht für erwiesen an, dass 
der Angeklagte sich wegen Körperver-
letzung, besonders schwerem Land-
friedensbruch und Beleidigung straf-
bar gemacht habe. Zum Vergleich: 
Am gleichen Tag verurteilte das Land-
gericht Dresden fünf Rädelsführer 
der verbotenen Neonazi-Gruppierung 
Sturm 34 wegen schwerer Körperver-
letzung, Sachbeschädigung und Bil-
dung einer kriminellen Vereinigung 
zu Bewährungs- und Geldstrafen.

Im »elektronischen Polizeikessel«2

Zufällig und kleckerweise brach-
ten die taz und andere Zeitungen 
im Frühsommer 2011 ans Licht, dass 
die Dresdner Polizei am 13., 18. und 
19. Februar 2011 in großem Umfang so-
genannte nichtindividualisierte Funk-
zellenabfragen (FZA) durchgeführt 
hat. Dabei wurden von den Netzanbie-
tern aufgrund eines gerichtlichen Be-
schlusses allein am 19. Februar sämtli-
che Verkehrsdaten (Seriennummern 
der Mobiltelefone und die dazugehöri-
gen Telefonnummern, Standortdaten, 
Telefonnummern eingehender und 
abgehender Anrufe und Kurznach-
richten sowie Datum und Uhrzeit der 
Kommunikation), die von Funkmas-
ten im Bereich von insgesamt 14 ver-

schiedenen Standorten erfasst wurden, 
ungefiltert an die Strafverfolgungs-
behörden übermittelt. Diese verglichen 
138.630 Verkehrsdatensätze von 65.645 
verschiedene Anschlussnummern mit 
Hilfe der Software »FARMEX« auf 
Übereinstimmungen. Tauchte ein An-
schluss an verschiedenen Orten auf, an 
denen die Polizei Straftaten festgestellt 
hatte, ließen sich die Ermittler_innen 
von den Providern auch die Bestands-
daten zu diesem Anschluss übermit-
teln (Name, Anschrift etc.). Aus ei-
ner »nichtindividualisierten FZA« als 
Massenerhebung wurden so indivi-
dualisierte Daten, die in 460 Fällen zu 
Ermittlungen wegen mutmaßlichen 
schweren Landfriedensbruchs oder 
Verstoßes gegen § 21 VersG verwen-
det wurden. Der für diese nachträgli-
che Maßnahme erforderliche richter-
liche Beschluss war durch die Staats-
anwaltschaft vorformuliert und wurde 
am 22.  Februar 2011 ohne Änderung 
vom Gericht übernommen.

Die Maßnahme darf sich nach § 
100g StPO eigentlich nur gegen Be-
schuldigte und Nachrichtenmittler 
richten, trifft aber de facto alle Per-
sonen, die sich in dem betroffenen 
Gebiet mit einem Mobiltelefon auf-
halten oder darüber kommunizie-
ren. Während bei einer gezielten Su-
che nach einzelnen Anschlüssen durch 
eine individualisierte FZA oder mit-
tels IMSI-Catcher (§ 100i StPO) also 
von Vornherein nur Einzelpersonen in 
das Blickfeld der Ermittlungsbehör-
den kommen, können bei der nicht-
individualisierte Funkzellenabfrage 
alle möglichen Personen in das Fahn-
dungsraster der Polizei geraten und 
von weiteren Anschlussmaßnahmen 
betroffen werden, wenn sie sich nur 
zur falschen Zeit an den richtigen Or-
ten aufhielten. Am 19.  Februar 2011 
betraf das größtenteils friedliche De-
monstrationsteilnehmer_innen und 
Anwohner_innen. Die Maßnahme 
wird daher treffend mit einer Ras-
terfahndung verglichen, die eben-

falls dazu dient, mögliche Verdächtige 
überhaupt erst zu finden. Um es mit 
den Worten des BVerfG zu formulie-
ren: »Es handelt sich um einen ver-
dachtslosen Grundrechtseingriff mit 
großer Streubreite.«3

Damit stellt die Maßnahme einen 
Grundrechtseingriff von hoher In-
tensität dar. Betroffen ist im Falle ei-
nes Verbindungsaufbaus das Grund-
recht aus Art. 10 Abs. 1 GG. Soweit 
die Kennung eines Mobilfunkgeräts 
im Stand-By-Betrieb erfasst wird, 
liegt ein Eingriff in das informatio-
nelle Selbstbestimmungsrecht, Art. 2 
Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG, 
vor. Als »vorgelagerter Gefährdungs-
schutz«4 dient dieses Grundrecht ge-
rade auch dem Schutz vor Einschüch-
terung, wie sie entstehen und von der 
Inanspruchnahme von Grundrechte 
abhalten kann, wenn für die Ein-
zelne nicht mehr erkennbar ist, wer 
was wann und bei welcher Gelegen-
heit über sie weiß. Das gilt insbeson-
dere, wenn im Zusammenhang mit 
Versammlungsgeschehen noch Art. 8 
Abs. 1 GG hinzutritt.

Denn: »Wer damit rechnet, dass 
etwa die Teilnahme an einer Ver-
sammlung oder einer Bürgerinitia-
tive behördlich registriert wird und 
dass ihm dadurch Risiken entste-
hen können, wird möglicherweise auf 
eine Ausübung seiner entsprechenden 
Grundrechte (Art. 8, 9 GG) verzich-
ten. Dies würde nicht nur die indivi-
duellen Entfaltungschancen des Ein-
zelnen beeinträchtigen, sondern auch 
das Gemeinwohl, weil Selbstbestim-
mung eine elementare Funktions-
bedingung eines auf Handlungsfähig-
keit und Mitwirkungsfähigkeit seiner 
Bürger begründeten freiheitlichen de-
mokratischen Gemeinwesens ist.«5

Kafka lässt grüßen
Der sächsische Datenschutzbeauf-
tragte stufte daher die Mehrzahl der 
FZA als »rechtswidrig« ein und be-
anstandete sie gegenüber der Landes-
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regierung.6 Damit provozierte er sei-
nerseits Empörung. Diesmal durch 
den Sächsischen Richterverein: Der 
Datenschutzbeauftragte habe nur das 
Handeln der Landesverwaltung zu 
bewerten, nicht der Justiz. Tatsäch-
lich hatte der Bericht nur die Anträge 
der Polizei bei der Staatsanwaltschaft 
als rechtswidrig beanstandet, die von 
dieser unverändert den Ermittlungs-
richter_innen vorgelegt und von die-
sen wiederum im Wesentlichen unver-
ändert übernommen worden waren. 
Zu einer Abwägung von Grundrech-
ten sahen sich auch die Richter_in-
nen nicht veranlasst. Wie heißt es so 
schön: Getroffene Hunde bellen!

Von allen am lautesten bellte der 
Geschäftsführer der sächsischen Rich-
tervereinigung, der Richter am Amts-
gericht Dresden Frank Ponsold. Aus-
gerechnet er war es dann auch, der als 
Ermittlungsrichter die ersten Anträge 
auf gerichtliche Entscheidung zurück-
wies,7 die mögliche Betroffene der 
FZA erhoben hatten, weil die Staats-
anwaltschaft mit standardisierten 
Ablehnungsschreiben jegliche Aus-
künfte darüber verweigerte, wer von 
der FZA in welcher Weise betroffen 
wurde. Begründet wurde dies mit ei-
ner angeblichen Gefährdung des Un-
tersuchungszwecks, »da auch im Falle 
einer Negativauskunft im Sinne ei-
ner Auskunftssperre gegenüber ein-
zelnen Personen Rückschlüsse auf die 
laufenden Ermittlungsverfahren mög-
lich wären.«8 Im Kern heißt dies, dass 
eine unbestimmte Zahl von insgesamt 
über 300.000 Personen damit rech-
nen musste, Gegenstand eines Ermitt-
lungsverfahrens zu sein.

Um dieser kafkaesken Situa-
tion des Ausgeliefertseins vorzubeu-
gen, sieht § 101 Abs. 4 StPO eine Be-
nachrichtigungspflicht der Behörden 
vor, die sogar den Hinweis enthal-
ten muss, dass und wie eine nachträg-
liche gerichtliche Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahmen er-
folgen kann. Über ein Jahr wartete 

die Staatsanwaltschaft mit der absur-
den Argumentation auf, dass in § 101 
StPO lediglich eine »Benachrichti-
gungspflicht« der Ermittlungsbehör-
den geregelt sei, während für »Aus-
kunftsrechte« (Hervorhebungen im 
Original) lediglich ein Anspruch nach 
§ 491 StPO vom Gesetzgeber vorgese-
hen sei. Dieser beinhaltet jedoch eine 
Sperrfrist von sechs Monaten, welche 
die Staatsanwaltschaft Dresden mit 
Verfügung vom 29.  August 2011 um 
weitere sechs Monate verlängerte, weil 
»wegen des Umfangs und der Schwie-
rigkeit der Ermittlungen weiterhin ein 
Geheimhaltungsbedürfnis besteht.« 
Damit ließ sie den grundrechtlich ge-
schützten Auskunftsanspruch ins 
Leere laufen.

Die Gerichte ließen die Argumen-
tation der Staatsanwaltschaft unbe-
anstandet und damit die Rechtspre-
chung des BVerfG außer Acht, das 
pauschale Auskunftsverweigerungen 
wie diese als Verstoß gegen Art. 19 
Abs. 4 GG bewertet hatte.9 Unzwei-
felhaft stellt nämlich eine Benach-
richtigungspflicht der Ermittlungs-
behörden wie im Falle von § 101 Abs. 4 
StPO lediglich eine einfachgesetz-
liche Konkretisierung des Grund-
rechtsschutzes der Betroffenen hin-
sichtlich ihres Rechtes auf informatio-
nelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 
i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) und effekti-
ven Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4, 103 
Abs. 1 GG) dar. Daher steht der Be-
nachrichtigungspflicht der Behörden 
auch ein individueller Anspruch der Be-
troffen auf Auskunft über Maßnah-
men nach § 101 StPO gegenüber. Die 
Verweisung auf § 491 StPO war da-
mit ebenso rechtswidrig wie die Aus-
kunftsverweigerung.

Nicht mit unseren Namen!
Auch drei akj’ler_innen hatten er-
folglos das Auskunftsersuchen ge-
stellt und entsprechende Ablehnungs-
beschlüsse kassiert. Kurz vor der Ent-
scheidung in nächster Instanz gab 

die Staatsanwaltschaft im Mai 2012 
in zwei Verfahren schließlich die In-
formation heraus, dass die Verbin-
dungsdaten der akj’ler_innen im Zu-
sammenhang mit Ermittlungsverfah-
ren wegen § 129 StGB und besonders 
schwerem Landfriedensbruch an meh-
reren Orten erfasst worden seien. In 
einem Fall habe auch ein Abruf von 
Bestandsdaten stattgefunden.

Der hiergegen gerichtete Antrag 
auf gerichtliche Überprüfung nach 
§ 101 Abs. 7 StPO wurde im letzt-
genannten Fall vom Amtsgericht 
Dresden mit Beschluss vom 4.  De-
zember 2012 abgelehnt.10 Die Begrün-
dung weißt große Ähnlichkeiten mit 
dem Interview des eingangs zitier-
ten Staatsanwalts Haase auf, der in 
der taz erklärt hatte,11 dass durch die 
FZA ein Abschreckungseffekt nicht 
eintreten könne: »Derjenige, der fried-
lich demonstriert hat, hat nichts zu 
befürchten. Das weiß auch jeder fried-
liche Demonstrant.«

Und genau solche Demonstranten 
(sic!) sind es auch, die wissen, wo sie 
sich nicht aufhalten dürfen, wenn sie 
nicht Betroffene einer FZA werden 
wollen, so das AG Dresden: Wer sich 
an einen Ort begibt, an dem Demons-
trationen verboten sind, stehe von 
vornherein nicht unter dem Schutz 
der Versammlungsfreiheit. Daher 
müsse diese bei der Abwägung auch 
nicht berücksichtigt werden. Und 
wer sich an einen Ort begibt, an dem 
Straftaten von erheblicher Bedeutung 
begangen werden können, müsse da-
mit rechnen, Betroffener einer FZA 
zu werden.

Haarsträubend mutet auch die 
Tatbestandswürdigung durch die 
Staatsanwaltschaft an, die Amtsrich-
ter Hlavka jedoch zu der Überzeu-
gung verhalf, hier sei alles mit rechten 
Dingen zugegangen. Ausgerechnet das 
§ 129 StGB-Verfahren, in dem bereits 
über Monate Telefonüberwachungen 
stattgefunden hatten, wurde als Be-
leg für die Notwendigkeit einer nicht



Depeschen

individualisierten FZA herangezo-
gen: »Die Koordination der Gewalt-
täter als Gruppen, ihre Anmeldung 
am Morgen bei der Anreise, ihr Ein-
satz zu den Straftaten und die Rück-
meldung über erfolgte Straftaten wur-
den über ein Handy organisiert. Das 
Handy konnte auf der Großenhainer 
Straße 93 in Dresden lokalisiert wer-
den. Die linksextremistische Grup-
pierung, welche im Verdacht steht, 
eine kriminelle Vereinigung nach § 129 
StGB zu sein, geht bei ihrem Han-
deln in der Öffentlichkeit hoch kon-
spirativ vor und meidet grundsätzlich 
jede Verwendung von Mobiltelefonen. 
Nur im zeitlichen Umfeld von kon-
kreten Gewalttaten werden Mobilte-
lefone zur Koordinerung der Mitglie-
der und zur Planung der Aktivitäten 
eingesetzt.«

Nur, um es zu verstehen: Weil ein 
bereits bekanntes und überwachtes 
Handy an einem Ort im Zusammen-
hang mit Tathandlungen des schweren 
Landfriedensbruchs festgestellt wer-
den konnte, war es notwendig die Mo-
biltelefondaten sämtlicher Menschen 
im weiteren Umkreis von insgesamt 14 
Orten zu erheben und auszuwerten? 
Dazu Hlavka in seinem Beschluss: 
»Die Maßnahme war geboten und un-
ter Berücksichtigung sonstiger verfüg-
barer Beweismittel auch der mildeste 
Eingriff in die Rechtsposition unbe-
teiligter Dritter. Das Erfordernis der 
Maßnahme ergab sich […] aufgrund 
der Schwierigkeiten der sonstigen 
Ermittlungsmöglichkeiten […]. Un-
ter Beachtung der Schwere der Taten 
und der Vielzahl der Taten, insbeson-
dere am 19. Februar 2011, war es daher 

auch gerechtfertigt, die zu erwartende 
große Datenmenge zu erheben. An-
dere Möglichkeiten standen den Er-
mittlungsbehörden zu diesem Zeit-
punkt nicht zur Verfügung. Insbeson-
dere konnten sie wegen der schnell 
gewechselten Telefone und Rufnum-
mern die Anfrage nicht auf bestimmte 
Nummern begrenzen.«

Lieber Richter Hlavka, Ihre Angst 
vor dem Demotourismus in Dresden 
in allen Ehren. Aber Ihre Argumenta-
tion erinnert doch stark an die Rede 
des Berlinpleitiers und ehemaligen 
CDU-Fraktionschefs im Berliner Ab-
geordnetenhaus, Klaus Rüdiger Land-
owsky, der 1997 sagte: »Es ist nun mal 
so, dass dort, wo Müll ist, Ratten sind, 
und dass dort, wo Verwahrlosung 
herrscht, Gesindel ist.« – Wenn also 
irgendwo ein verdächtiges Handy in 
einer gruseligen Versammlung unter-
wegs ist, dann wird es bestimmt auch 
noch mehr Handys geben, deren Ver-
kehrs- und Verbindungsdaten für die 
Polizei interessant sein könnten. Rich-
tig? Solche Ermittlungsmethoden hat 
das BVerfG treffend als »Ermittlun-
gen ins Blaue hinein« bezeichnet und 
mehr als nur einmal mit der Verfas-
sung für unvereinbar erklärt.12 Das 
mit der Grundrechtsabwägung sollten 
Sie also noch mal üben…

Fazit
Sachsen ist kein Einzelfall. Dass erst 
geklagt werden muss, um etwas Trans-
parenz in das Vorgehen von Polizei 
und Justiz zu bringen, ist bittere Ver-
waltungsrealität und nur selten finan-
zierbar. Der Glaube an den Rechts-
staat ist unerschütterlich – eine Kor-

1	 Der sehr lesenswerte Bericht ist abrufbar un-
ter: http://www.sachsens-demokratie.net/uplo-
ads/2012/02/Dresden-Bericht-30_01_20121.pdf 
(01. 03. 2013).

2	 Wolf Wetzel: Der elektronische Polizeikessel 
(Dresden 2011), 09/06/2011: http://wolfwetzel.
wordpress.com/2011/09/06/der-elektronische-
polizeikessel/ (01. 03. 2013).

3	 BVerfGE 115, 320 (354).
4	 BVerfG 1 BvR 502/09, Beschluss vom 

30. 12. 2012.
5	 BVerfGE 65, 1, 43.
6	 Sächsischer Landtag Drs. 5/6787.
7	 Beschluss vom 14. 10. 2011, Az. 272 Gs 2857/11.
8	 So die gleich lautenden Begründungen der 

Staatsanwaltschaft Dresden u. a. an akj’ler_in-
nen, die ein Auskunftsersuchen gestellt hatten; 
zitiert aus einem Schreiben vom 4. November 
2011.

9	 BVerfG, 1 BvR 586/90, Beschluss vom 
10. 10. 2000.

10	AG Dresden, Beschluss vom 4. Dezember 2012, 
Az. 271 Gs 2304/12.

11	 tageszeitung vom 26. 07. 2011, Dresdener Da-
tenskandal, »Es gibt einen Kopf der Gruppe«, 
abgerufen unter http://www.taz.de/!75168/ 
(01. 03. 2013).

12	BVerfGE 112, 284 (297); BVerfG, Beschluss 
der 1. Kammer des Ersten Senats vom 6. April 
1989 - 1 BvR 33/87 -, NJW 1990, S. 701 (702); 
BVerfGE 115, 320 (361).

rektur nur im Instanzenwege möglich. 
Demokratische und unabhängige 
Kontrolle ist nötig, umfassende Pro-
zesskostenhilfe auch. Ohne dem bleibt 
ein Einblick in das, was der Staat mit 
seiner Macht anfängt, nur eine theo-
retische

Möglichkeit. Denn eine vage Auf-
klärung und nachträgliche Grund-
rechtsdurchsetzung bewirkt all zu oft 
nur der Klageweg. Die damit verbun-
dene Forderung nach einer effekti-
ven Kontrolle polizeilicher Maßnah-
men kostet Geld: Wer wie was, der die 
das, wieso weshalb warum – wer nicht 
klagt, bleibt dumm.� mp2
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Rezensionen

Weit mehr als 90 Prozent der Formulierungen 
der neuen Gesetze gehen auf das alte Strafvollzugs-
gesetz zurück. Die Änderungen sind meist vor al-
lem symbolisch, wenn auch nicht unerheblich. So 
wurde in den 13 Ländern, die neue Jugendstrafvoll-
zugsgesetze erlassen haben, größtenteils die Formu-
lierung des Vollzugsziels geändert. Gegenüber der 
Formulierung des § 2 Satz 2 StVollzG, wonach der 
Vollzug der Freiheitsstrafe »auch« dem Schutz der 
Allgemeinheit dient, ist in den meisten Jugendstraf-
vollzugsgesetzen von »gleichermaßen« oder von 
»zugleich« die Rede. Nur Bayern macht den Ver-
such einer echten Umkehrung des Verhältnisses von 
Sicherheit und Resozialisierung. Hamburg hat dies 
wieder zurückgenommen.

Den Vorwurf des »Schäbigkeitswettbewerbs« 
wieder zurückzunehmen, so Feest, wäre jedoch nicht 
zuletzt deswegen voreilig, weil die Unterschiede in 
den konkreten Haftbedingungen keineswegs nur 
von der Einheitlichkeit der Strafvollzugsgesetze ab-
hängen. So war die Beurlaubungschance für Gefan-
gene schon im Jahr 2003 in Berlin oder NRW mehr 
als doppelt so hoch wie in Baden-Württemberg, 
mehr als dreimal so hoch wie in Bayern und mehr 
als zehnmal so hoch wie in Sachen-Anhalt. Ähn-
liches gilt für Ausgang, Freigang, offenen Vollzug 
und nicht zuletzt auch für den Personalschlüssel. 
Feest schließt mit der Forderung nach Orientierung 
an Menschenrechten statt an Behandlungsillusio-
nen, der gesetzlichen Fixierung von Mindeststan-
dards und last but not least der radikalen Senkung 
der Gefangenenzahlen. Die Arbeit mit den weitaus 
meisten Straffälligen könne und solle außerhalb ge-
schlossener Anstalten stattfinden.

Verhältnissache
Wolf Dieter Narr rundet den Sammelband in ei-
nem kämpferischer und allgemeiner gehaltenen Ab-
schlussbeitrag ab und wiederholt Argumente, die 

vielleicht allgemein bekannt sind – aber nicht oft 
genug wiederholt werden können. Freiheit und 
Gleichheit setzen soziale Bedingungen voraus, die 
im Kapitalismus nur eingeschränkt gegeben sind. 
Die beim Individuum ansetzende Verbrechens-
bekämpfung durch Inhaftierung setzt eben dies je-
doch voraus: ein Individuum, das alleinig für seine 
Fehlsamkeit verantwortlich gemacht werden kann. 
Straffälligkeit als individuelles Versagen zu qualifi-
zieren – sei es pathologischer oder unmoralischer 
Art – erfüllt somit auch eine ideologische Funktion: 
Wir müssen uns nicht eingestehen, wie sehr wir als 
Individuum dem Glück der Umstände zu verdan-
ken haben, nicht auf der schiefen Ebene abgerutscht 
zu sein, indem wir auch die Fehlsamen für ihr Un-
glück alleinig verantwortlich machen. Dem kapita-
listischen Schein, so sei hier hinzugefügt, dass je-
der sein materielles Glück verfolgen kann, solange 
er nur zu arbeiten bereit ist, kommt so einmal mehr 
der Schein von Wahrheit zu.

Neben der Kritik der sozialen Ursachen von Ge-
walt, muss jedoch auch die Frage nach der adäqua-
ten Antwort auf dieselbe stehen. Auch wenn struk-
turelle Gewalt vermieden werden kann, wird nicht 
alles Verhalten weichen, das hin und wieder gewalt-
tätig Mitglieder der Gesellschaft gefährdet. Narr 
hat somit Recht, wenn er die Forderung all das ab-
zuschaffen, was mit dem staatlichen Gewaltmono-
pol verbunden ist, als eitel und töricht bezeichnet.

Auch unabhängig von strukturellen Ursachen für 
fehlsames Verhalten kann zwar festgehalten werden, 
dass das Gefängnis für viele Straftaten die falsche 
Reaktion ist und eine allgemeine »Entknastung« ge-
boten ist, darüber hinaus bedarf das Zurückdrän-
gen strafrechtlicher Gewalt eine menschenrecht-
lich-kritische Bilanzierung der konkreten Praxis. 
Diesem Anspruch wird der 161 Seiten umfassende 
Sammelband in 15 prägnanten und dennoch detail-
lierten Beiträgen vorbildhaft gerecht. ¶
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